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Dietrich Kebschull

Eppler 
und der 
Rechnungshof

Mit seinem bisiier nur in 
Bruchstücl<en beionntge- 

wordenen Gutachten hat der 
Bundesrechnungshof das er­
reicht, was sich Deutschlands 
Entwici<IungspoIitiker schon seit 
Jahren wünschen. In der brei­
ten Öffentlichkeit ist das Inter­
esse an der Entwicklungspolitik 
erwacht. Allerdings war diese 
Art der Publicity nie angestrebt; 
denn der plötzlich erwachte Wis­
sensdrang bezieht sich nicht auf

die positiven Seiten der interna­
tionalen Zusammenarbeit. Viel­
mehr vermutet man nun allent­
halben Schlendrian, Organisa­
tionsfehler, Kompetenzwirrwarr, 
falsche Informationspolitik und 
Vergeudung öffentlicher Gelder.

Im Mittelpunkt der Kritik steht 
Minister Eppler. Ausgerechnet 
ihm, einem der fleißigsten im 
Kabinett, der sein Profil neben 
der Arbeit für die Dritte Welt 
noch als Steuerreformer, pro­
gressiver Gesellschaftskritiker 
und — neuerdings — auch als 
Wahllokomotive in der Provinz 
zu prägen sucht, wird vorgewor­
fen, er könne im eigenen Haus 
nicht Ordnung halten; und die 
Opposition beeilt sich deshalb, 
seinen Rücktritt zu fordern.

Die Begründung einer derar­
tigen Forderung ist jedoch nicht 
so einfach, wie es zunächst 
scheint — auch wenn kein Zwei­
fel besteht, daß die Vorwürfe 
des Rechnungshofes in mehre­
ren Punkten berechtigt sind. 
Denn wer hätte noch nicht ge­
wußt, daß auch in der deutschen 
Entwicklungspolitik schlechte 
Projekte, wenig erfahrenes Per­
sonal, Verwaltungsschwierigkei­
ten, Doppeigleisigkeit und völlig 
überlastete Institutionen zu fin­
den sind. Es gibt eine fast un­
übersehbare Zahl von mehr oder 
weniger selbständigen Organisa­
tionen und Institutionen im In- 
und Ausland, die sich mit Ent­
wicklungsfragen befassen. Sie 
zu koordinieren wird noch auf 
lange Zeit ein großes admini­
stratives und organisatorisches 
Problem bleiben, das immer 
wieder Anlaß zur Kritik geben 
dürfte.

Was allerdings die Regelung 
der Zuständigkeiten angeht, so 
hat gerade Eppler große Er­
folge aufzuweisen. Denn ihm ist 
es schließlich gelungen, die Ka­
pitalhilfe aus dem Wirtschafts­
ministerium zu lösen und in sei­
nem Hause mit der technischen 
Hilfe zu verbinden. Daß er dar­
über hinaus daran interessiert 
ist, die Frankfurter Bundesstelle 
für Entwicklungshilfe und die 
GAWI zusammenzufassen und 
möglichst in Bonn anzusiedeln.

ist zumindest wahrscheinlich. Zu 
erwägen wäre dabei z. B. auch -  
wenn es nur um optimale Orga­
nisationsmöglichkeiten ginge -  
eine stärkere Einbeziehung der 
Frankfurter Kreditanstalt für 
Wiederaufbau in das Ministe­
rium.

Zu widersprechen ist der Kritik 
des Rechnungshofes insbeson­
dere wenn es darum geht, in Zu­
kunft den Einsatz privatwirt­
schaftlicher Berater zu erhöhen 
und so — offensichtlich — wieder 
zu einer stärkeren Kommerziali­
sierung der Hilfe zu kommen. 
Einem solchen Vorschlag kann 
und darf nicht entsprochen wer­
den. Denn Entwicklungspolitik 
ist keine rein geschäftliche 
Transaktion. Sie muß auch den 
sozialen Aspekten Rechnung tra­
gen. Dieses Prinzip hat sich in 
der Bundesrepublik nach vielen 
Jahren endlich durchgesetzt. 
Eine erneute Verstärkung der 
Kommerzialisierung wäre hier 
kein Fortschritt, sondern ein 
schwerer Rückschlag.

Man mag einwenden, daß es 
für eine an sozialen Aspekten 
orientierte Politik so wenige 
allgemein verwendbare Kriterien 
gibt, daß schon deshalb immer 
wieder Schwierigkeiten auftau­
chen müssen. Daran besteht 
kein Zweifel. Aber wer wirklich 
Entwicklungspolitik betreiben 
will, muß sich dieser schwierigen 
Aufgabe stellen und muß bereit 
sein, die damit ständig verbun­
dene Kritik der Kommerzialisten 
auf der einen Seite und der 
rigorosen Systemveränderer auf 
der anderen Seite in Kauf zu 
zu nehmen, die stets Patentlö­
sungen zur Hand haben.

Das erfordert allerdings stets 
und ständig das volle Engage­
ment des zuständigen Ministers 
und seiner Mitarbeiter — und 
zwar um so mehr, wenn noch 
zahlreiche Fragen der Verwal­
tung und Organisation zu lösen 
bleiben. Selbst ein noch so tüch­
tiger Minister muß sich deshalb 
fragen, ob es in dieser Situation 
opportun ist, Aufgaben zu über­
nehmen, die über sein eigent­
liches Arbeitsgebiet hinaus­
gehen.
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